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Aufsichtsrat

Rainer Schmidt Vorsitzender seit 13.06.1995
Marc-Stephan Garbe stellv. Vorsitzender seit 15.06.2000
Heike Sellenthin Schriftführerin seit 09.06.1998
Harald Heier seit 12.06.2003
Rainer Klinke bis 01.04.2003
Karl-Heinz Köhler seit 13.06.2002
Peter Kretschmer bis 12.06.2003
Klaus Langendorf seit 12.06.1986
Heinz Liepold seit 01.06.1988
Harald Nehls seit 12.06.2003
Matthias Schebsdat seit 04.06.1996

Ausschüsse des Aufsichtsrates

Revisionskommission

Marc-Stephan Garbe, Vors.
Karl-Heinz Köhler 

Harald Nehls
Matthias Schebsdat

Baukommission

Heinz Liepold, Vors.
Harald Heier

Klaus Langendorf
Heike Sellenthin

Vorstand

Jürgen Hochschild seit 01.12.1986
Rainer Klinke seit 02.04.2003 
Thomas Nolte bis 29.01.2003



Gemäß Genossenschaftsgesetz
und Satzung ist es die Aufgabe
des Aufsichtsrates, den Vorstand
zu fördern, zu beraten und zu
überwachen. Dazu hat sich der
Aufsichtsrat im Geschäftsjahr
2003 vom Vorstand durch münd-
liche und schriftliche Berichte
über die Lage der Genossen-
schaft sowie wesentliche Vor-
gänge aus der Geschäftsführung
informieren lassen und war an
allen wichtigen unternehmeri-
schen Entscheidungen beteiligt.
Er ist in regelmäßigen gemeinsa-
men Sitzungen von Vorstand und
Aufsichtsrat seinen Beratungs-
und Überwachungspflichten in
vollem Umfang nachgekommen.
Der Aufsichtsrat dankt dem Vor-
stand ausdrücklich für die Bereit-
schaft, den Aufsichtsrat deutlich
über die gesetzlichen Pflichten
hinaus zu informieren und für
Fragen vertrauensvoll zur Verfü-
gung zu stehen.

Im Berichtsjahr 2003 wurden vom
Aufsichtsrat einberufen:

1 ordentliche 
Vertreterversammlung

6 gemeinsame Sitzungen von 
Vorstand und Aufsichtsrat

6 Sitzungen des Aufsichtsrates
3 Sitzungen der 

Revisionskommission
2 Sitzungen der Baukommission
1 Vertreter-Informationsseminar 

Einige Schwerpunkte, mit denen
sich der Aufsichtsrat in seinen
Kommissionssitzungen und in
den gemeinsamen Sitzungen mit
dem Vorstand beschäftigte,
waren:

– Instandhaltungsprogramm 
2003 (Maßnahmen, Budget 
und Organisation des Regie-
betriebes)

– Wirtschafts- und 
Finanzplan 2003

– Mittelfristige Erfolgs- 
und Finanzplanung

– Jahresabschluss 2002 
(inkl. Kontenprüfung)

– Vorlage und Beratung des 
Prüfungsberichtes 2002 
des BBU

– Jahresvermietung 2003 
(Prüfung aller Wohnungs-
wechsel und -vergaben)

– Entwicklung der Vermietungs-
situation

– Analyse und Beobachtung der 
wirtschaftlichen Entwicklung 
der „Nordverbund“ (Verbund 
Nordberliner Wohnungsbau-
genossenschaften GmbH)

– Vertreterwahl 2003 
– Reorganisation des 

Vorstandsbereiches
– Bauplanungen 

(Moränenweg 42/48 und 
Talsandweg 10/16)

– Denkmalschutz und 
Modernisierung

– Umstellung der kaufmänni-
schen Software von Wohndata 
zu SAP R/3

Bereits anlässlich einer Wochen-
endtagung im März 2002 traten
Vorstand und Aufsichtsrat in eine
intensive Diskussion des Denk-
malschutzes als Rahmenbedin-
gung der aktuellen und zukünfti-
gen Modernisierung und
Instandhaltung bei der „Freien
Scholle“ ein. Es zeigte sich im Ver-
lauf der weiteren Analysen,dass
eine nutzerfreundliche Moderni-
sierung und Instandhaltung im
Einklang mit den denkmalschutz-

rechtlichen Bestimmungen in
den nächsten Jahren weiterhin
den Schwerpunkt der Baumaß-
nahmen bei der „Freien Scholle”
darstellen wird. In diesem Zusam-
menhang wurden auch Optionen
wie z.B. der Anbau von Winter-
gärten geprüft. Demzufolge wer-
den in 2004 im Moränenweg
durch den Anbau von Balkonen
und im Talsandweg durch die
Dacherneuerung und Fassaden-
erneuerung wichtige Impulse für
die nutzerfreundliche Moderni-
sierung im Einklang mit dem
Denkmalschutz gesetzt.

Ein weiterer Schwerpunkt der
Arbeit des Aufsichtsrates war die
Reorganisation und Verschlan-
kung des Vorstandsbereiches 
auf jetzt einen haupt- und einen
nebenamtlichen Vorstand. 
Es ergaben sich dadurch im
Berichtsjahr 2003 personelle
Änderungen. Thomas Nolte
schied als hauptamtliches Vor-
standsmitglied aus und Rainer
Klinke wurde zum 2.4.2003 als
nebenamtliches Vorstandsmit-
glied neu bestellt. Das sehr gute
qualitative und finanzielle Ergeb-
nis zeigt, dass dieser Schritt 
richtig und zukunftsweisend für
die „Freie Scholle“ ist.

Im Rahmen eines Vertreter-Infor-
mationsseminars am 10.5.2003
wurden die im März 2003 neu
gewählten Vertreter umfassend
über ihre Rechte und Pflichten
informiert. Einen weiteren
Themenschwerpunkt des Semi-
nars bildete die Information und
Diskussion zur Reorganisation
des Vorstandsbereiches. 
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Durch die Einführung von SAP
R/3 im technischen und kauf-
männischen Bereich kann zu-
künftig auf eine stabile und die
Arbeitsabläufe gut unterstüt-
zende Branchensoftware zurück-
gegriffen werden.

Revisionskommission

Die Revisionskommission hat in
ihren 3 Sitzungen alle wesentli-
chen wirtschaftlichen Angelegen-
heiten der Genossenschaft, alle
Wirtschafts- und Finanzpläne,
den Jahresabschluss und den
Prüfungsbericht des gesetzlichen
Prüfungsverbandes beraten und
für die Beschlussfassung für den
Aufsichtsrat vorbereitet. Die Revi-
sionskommission prüfte auch die
Einhaltung der Vergaberichtlinien
von Wohnraum. Die durchge-
führten Wohnungsvergaben
waren korrekt.

Baukommission

Die Baukommission hat sich in
ihren 2 Sitzungen durch den Vor-
stand über alle laufenden Bau-
und größeren Instandhaltungs-
maßnahmen informieren lassen.
Die Kommission hat den Vorstand
beraten und den Aufsichtsrat
informiert. Insbesondere im Be-
reich der Planung der Instandhal-
tungsvorhaben Moränenweg und
Talsandweg wurde ein wesentli-
cher Schwerpunkt gesetzt.

Verbandsprüfung für das
Geschäftsjahr 2002

Der Prüfungsverband hat unsere
Genossenschaft für das Geschäfts-
jahr 2002 geprüft. Der Prüfungs-
bericht und der Jahresabschluss
lagen allen Mitgliedern des Auf-
sichtsrates vor. Der Bericht be-
stätigt die Ordnungsmäßigkeit
des Jahresabschlusses und der
Geschäftsführung. Er wurde ein-
stimmig zur Kenntnis genom-
men.

Jahresabschluss 2003

Der vom Vorstand vorgelegte

Jahresabschluss 2003 ist vom

Aufsichtsrat nach umfangreicher

Beratung mit dem Vorstand

geprüft und einstimmig gebilligt

worden. Der Aufsichtsrat unter-

stützt uneingeschränkt die Be-

mühungen des Vorstandes um

eine weitere Erhöhung der Eigen-

kapitalquote sowie die nutzer-

freundliche Modernisierung der

Gebäude der „Freien Scholle“.

Daher wird der Jahresüberschuss

in Höhe von 243.522,41 EUR fol-

gendermaßen verwendet: 10 %

des Betrages (24.352,24 EUR)

werden gem.§39 (2) der Satzung

in die gesetzliche Rücklage über-

führt. Der Restbetrag von

219.170,17 EUR soll auf neue

Rechnung vorgetragen werden.

Damit wird der überwiegende

Anteil des Jahresüberschusses

2003 für die bereits oben er-

wähnten, dringend notwendigen

Instandhaltungsmaßnahmen im

Moränen- und Talsandweg in

2004 verwendet. Eine Gewinnaus-

schüttung kann somit auch für

das Geschäftsjahr 2003 nicht

erfolgen. Der Aufsichtsrat em-

pfiehlt der Vertreterversamm-

lung, diesen Jahresabschluss zu

genehmigen.

Die Prüfung des Jahresabschlus-

ses 2003 durch den Verband 

Berlin-Brandenburgischer Woh-

nungsunternehmen e.V. steht

noch aus.

Der Aufsichtsrat stimmt dem

Lagebericht des Vorstandes für

das Geschäftsjahr 2003 zu.

Abschließend dankt der Auf-

sichtsrat den Mitarbeiterinnen

und Mitarbeitern der Genossen-

schaft sowie dem Vorstand aus-

drücklich für die im Geschäftsjahr

2003 geleistete Arbeit.

Berlin, im Mai 2004

Rainer Schmidt

(Aufsichtsratsvorsitzender)
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Unsere Baugenossenschaft ist eine Selbsthilfeeinrichtung der Bürger. – 
Willensbildungen erfolgen auf der Basis repräsentativer Demokratie!

Mitglieder wählen in 13 Wahlbezirken

4224

Vertreter: Sie nehmen in der Vertreterversammlung

71 die Rechte der Mitglieder wahr und wählen u. a.

Mitglieder des Aufsichtsrates.

9 Dieser bestellt

Mitglieder des Vorstandes.

2 Der Vorstand führt die Geschäfte
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Vertreterversammlung

Die Generalversammlung besteht
aus den von den Mitgliedern der
Genossenschaft in geheimer
Wahl gewählten Vertretern. Die
Amtszeit der Vertreter beträgt 
4 Jahre.

Die Vertreter sind persönlich Mit-
glied der Genossenschaft und
gehören weder dem Vorstand
noch dem Aufsichtsrat an. In der
Vertreterversammlung hat jeder
Vertreter eine Stimme, die nicht
übertragbar ist. Die Vertretung
durch einen Bevollmächtigten ist
nicht zulässig. Die Vertreter sind
an Weisungen ihrer Wähler nicht
gebunden. Sie sollen an den Ver-
treterversammlungen regel-
mäßig teilnehmen. Ihre Rechte
und Pflichten ergeben sich aus
de Genossenschaftsgesetz, der
Satzung und der Wahlordnung.

Ein Verzeichnis der Vertreter
sowie der Ersatzvertreter nach
dem Stand vom Mai 2004 ist die-
sem Bericht als Anhang beige-
fügt. Die derzeitige Amtszeit der
Vertreter endet spätestens mit
Ablauf der Vertreterversamm-
lung im Geschäftsjahr 2007.

An der Vertreterversammlung am
12. Juni 2003 nahmen 55 Vertre-
ter (77 %) teil. Der Bericht des
Vorstandes über das Geschäfts-
jahr 2002 sowie der Bericht des
Aufsichtsrates über seine Tätig-
keit in 2002 wurden gebilligt.
Dem vorgelegten Jahresab-
schluss 2002 wurde zugestimmt.

Über das Ergebnis der gesetzli-
chen Prüfung 2001, die der Ver-
band Berlin-Brandenburgischer
Wohnungsunternehmen e.V. in

2002 durchführte, wurde die Ver-
treterversammlung ausreichend
unterrichtet. Vorstand und Auf-
sichtsrat wurden Entlastung
erteilt.

Aus dem Aufsichtsrat schieden
die Baugenossen Marc-Stephan
Garbe und Peter Kretschmer tur-
nusmäßig aus. Der Baugenosse
Rainer Klinke hatte schon vorzei-
tig sein Aufsichtsratsmandat
zurückgegeben. Der Baugenosse
Garbe stellte sich zur satzungs-
gemäß zulässigen Wiederwahl.
Zusätzlich kandidierten die Bau-
genossen Harald Heier und Harald
Nehls. Die Baugenossen Garbe,
Heier und Nehls wurden für 
3 Jahre in den Aufsichtsrat
gewählt.



Zur gesamtwirtschaftlichen
Entwicklung

Auch im Jahr 2003 ist die deut-
sche Volkswirtschaft insgesamt 
in Stagnation verharrt. Erste
Anzeichen für eine leichte Kon-
junkturerholung wurden jedoch
sichtbar. Nach einem Jahr fast
ohne messbares Wirtschafts-
wachstum und bei gleich blei-
bend hoher Arbeitslosigkeit, rich-
ten sich viele Hoffnungen auf
einen zu Beginn des Jahres 2004
auch von den professionellen
Konjunkturbeobachtern erwarte-
ten wirtschaftlichen Aufschwung
in Deutschland und Europa. 
Der unerwartete Höhenflug des
Euro gegenüber dem US-Dollar
schwächt zwar die Exportwirt-
schaft und damit auch den Kon-
junkturmotor, die weitgehende
Preisstabilität ist jedoch sicherlich
eine gute Voraussetzung für eine
hoffentlich auch von einer ver-
stärkten Inlandnachfrage nach
Investitions- und Konsumgütern
getragenen Nachfragebelebung. 

Die ohnehin verhaltene Konsum-
bereitschaft privater Haushalte
litt neben den unsicheren Wirt-
schaftsaussichten und der sehr
hohen Arbeitslosigkeit auch
unter der anhaltenden Diskussion
um erhöhte Abgaben und ver-
minderte Leistungen bei den 
Sozialsystemen. Trotz des zu Jah-
resanfang zu verzeichnenden
Preisauftriebs, der wesentlich
durch die gestiegenen Mineralöl-
preise bedingt war, bewegten
sich die Verbraucherpreise bei
einer Preissteigerungsrate von
1,0 % knapp unter dem Vorjah-
resniveau (1,4 %). Bedingt durch
die schwache Wirtschaftsentwick-
lung verschlechterte sich die

Lage auf dem Arbeitsmarkt wei-
ter. Im Jahresdurchschnitt waren
in Deutschland 4,4 (Vorjahr: 4,1)
Millionen Menschen arbeitslos.

Die wirtschaftliche Entwick-
lung in Deutschland wird auch
im Jahr 2004 noch keinen deutli-
chen positiven Verlauf nehmen.
Im Zuge der weltwirtschaftlichen
Erholung sowie der politischen
Reformbeschlüsse deuten sich
zum Jahresbeginn jedoch eine
Aufhellung des Stimmungsklimas
sowie erste Anzeichen für eine
leichte Konjunkturbelebung in
2004 an. Trotz dieses aufkom-
menden Optimismus dürfte das
Bruttoinlandsprodukt nach Jah-
ren der Stagnation nur gering
ansteigen. Fraglich ist vor allem,
ob die konjunkturelle Erholung
endlich in einen lang anhaltenden
und kräftigen Aufschwung über-
geht.

Veränderungen der 
Rahmenbedingungen für
die Wohnungswirtschaft

Vor diesem gesellschaftlichen
Hintergrund machen sich 
natürlich auch erhebliche und
wahrscheinlich nachhaltige Ver-
änderungen auf den Wohnungs-
märkten bemerkbar. Auf dem
Berliner Wohnungsmarkt
zeichnen sich erste leichte Ent-
spannungstendenzen ab. Das
aber immer noch erhebliche
Wohnungsüberangebot lastet
weiterhin schwer auf dem Markt.
Zwar sinkt der Leerstand allmäh-
lich und die Nachfrage belebt
sich partiell, aber erst ein deutli-
cher wirtschaftlicher Aufschwung
kann den noch zaghaften Auf-

wärtssignalen zum Durchbruch
verhelfen.

In Berlin und Brandenburg 
entwickeln sich die Leerstands-
zahlen unterschiedlich. In Bran-
denburg beträgt die durch-
schnittliche Leerstandsquote von
Wohnungen nunmehr 18,1 %.
Dort hat sich die Anzahl der leer-
stehenden Wohnungen seit 1995
nahezu verdreifacht. In Berlin zei-
gen sich unterschiedliche Ten-
denzen. Im Ostteil der Stadt ist
der Wohnungsleerstand rückläu-
fig, im Westteil der Stadt stag-
niert er. Die wirtschaftliche Exis-
tenzgefährdung nimmt deshalb
auch bei Wohnungsbaugenos-
senschaften und -gesellschaften
deutlich zu. Insgesamt 87 Woh-
nungsunternehmen (36 %), die in
Berlin und Brandenburg Mitglied
in unserem Verband sind, ver-
zeichneten im vergangen Jahr
eine Leerstandsquote von min-
destens 10 % mit Spitzenwerten
von bis zu 45 %. Drei Mitglieder
unseres Verbandes mussten in
der Folge der Leerstandsentwick-
lung im Wohnungsbestand des
Unternehmens einen Insolvenz-
antrag stellen. Dies macht die 
Existenzgefährdung und die dra-
matische Entwicklung des Leer-
standes deutlich.

Die Bevölkerungsprognosen
gehen in Deutschland von einer
bis 2020 eher gleich bleibenden
Zahl von Bundesbürgern aus,
allerdings bei zum Teil deutlichen
regionalen Verschiebungen. 
Berlin soll, nach dem vom Senat
Anfang 2004 verabschiedeten 
Bericht zur Bevölkerungsent-
wicklung, mit seinen Umlandge-
meinden zu einer zunehmend
funktional verflochtenen Metro-

Lagebericht des Vorstandes über das Geschäftsjahr 2003
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polregion zusammenwachsen.
Von 1990 bis 2002 ist die Ein-
wohnerzahl in dieser Region um
insgesamt 140.000 gewachsen.
Und dieser Trend wird sich fort-
setzen, genauso wie der Alte-
rungsprozess der Bevölkerung.
So wird in Berlin der Anteil der
über 65jährigen bis 2020 um fast
28 % auf 675.000 steigen, und die
Anzahl der über 75jährigen wird
sich mehr als verdoppeln und
dann bei gut 10 % der Gesamtbe-
völkerung der Stadt liegen. Der
Anteil der Kinder und Jugendli-
chen und auch der Anteil der
erwerbsfähigen Bevölkerung wird
dagegen sukzessive abnehmen.
Bei allen Unwägbarkeiten, die bei
solchen auch noch so wissen-
schaftlich fundierten Prognosen
stets immanent sind, müssen wir
in der Wohnungswirtschaft uns
doch auf diese erwartete Situa-
tion einstellen und vorbereiten. 

Auf dem Berliner Wohnungs-
markt ist weiterhin ein sehr
hoher Umfang an Umzugsbe-
wegungen zu erkennen. Der
Angebotsüberhang auf den Woh-
nungsmärkten der beiden Länder
Berlin und Brandenburg ermög-
licht als Puffer im Wohnungsbe-
stand ein anhaltend hohes Aus-
maß an Umzugsbewegungen.
Vorrangiges Umzugsmotiv ist
dabei die Verbesserung der
Wohnsituation hinsichtlich der
gewünschten baulichen Qualität
der Wohnung und ihrer Größe
bzw. ihres Zuschnitts, aber auch
schon der Wunsch nach einer
preiswerteren Wohnung. Die mit
der Umzugsbewegung einherge-
hende hohe Fluktuation in den
Wohnungsbeständen der Berliner
Mitgliedsunternehmen unseres
Verbandes hat erhebliche Verwal-

tungs-und Instandhaltungsko-
sten im Zusammenhang mit den
Mieterwechseln zur Folge. In Ber-
lin haben im Jahr 2002 rund
213.000 Einwohner ihre Woh-
nung durch einen Umzug inner-
halb des Bezirks, rund 167.000
Einwohner durch einen Umzug in
einen anderen Bezirk gewechselt.
Hinzu kamen rund 80.000 Ein-
wohner, die im Rahmen der Wan-
derungen über die Grenzen der
Stadt einen Wohnungswechsel
vollzogen haben. Damit gaben
rund 250.000 Haushalte im Jahr
2002 ihre Wohnung zugunsten
einer anderen auf. Das waren 
13 % der Berliner Haushalte. Im
Wohnungsbestand der Berliner
Mitgliedsunternehmen unseres
Verbandes betrug die Mieterfluk-
tuation (Anteil der gekündigten
Wohnungen am Wohnungsbe-
stand) im Jahr 2002 9,4 %.
Danach haben in 2002 rund
70.000 im Wohnungsbestand der
Mitgliedsunternehmen unseres
Verbandes lebende Mieterhaus-
halte ihre Wohnung gewechselt.
In entsprechendem Umfang
waren Wohnungen neu zu ver-
mieten. 

Darstellung des 
Geschäftsverlaufs

Die wirtschaftliche und orga-
nisatorische Situation unserer
Genossenschaft

Im abgelaufenen Geschäftsjahr
wurde der in den letzten Jahren
eingeschlagene Weg der wirt-
schaftlichen Konsolidierung erfol-
greich und konsequent fortge-
setzt. 2003 war für die „Freie
Scholle” ein Jahr, in dem wir alle
uns gestellten Aufgaben erfüllen
konnten. Der Vorstand legt einen
Jahresabschluss vor, der mit
einem Jahresüberschuss in Höhe
von 243.522,41 EUR abschließt.

Stadterneuerung

Am 30. Januar 1976 haben meh-
rere Berliner Wohnungsbauge-
nossenschaften einen Kooperati-
onsvertrag abgeschlossen, um
sich im Bezirk Wedding an der
städtebaulichen Aufgabe Stadtsa-
nierung zu beteiligen.

Die Abschaffung des Wohnungs-
gemeinnützigkeitsgesetzes zum
31. Dezember 1989 hat für die
Sanierungskooperation eine völlig
neue Problematik entstehen las-
sen. Eine organisatorische und
juristische Trennung von diesem
Geschäftsbetrieb war aus steuer-
lichen Gründen notwendig.

In Weiterführung des Ursprungs-
gedankens des Kooperations-
vertrages von 1976 haben die
Partner 1989 beschlossen, die
Sanierungsgrundstücke am Wed-
ding nach Abschluss der Ord-
nungs- und Bauphase auch 
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künftig gemeinsam zu bewirt-
schaften. Um dieses Vorhaben
zuverwirklichen, ist der Koopera-
tionsvertrag umgewandelt wor-
den. Die beteiligten Wohnungs-
baugenossenschaften haben
eine Gesellschaft mit beschränk-
ter Haftung gegründet. An dieser
Gesellschaft sind drei Koopera-
tionspartner, die Berliner Bauge-
nossenschaft von 1892, die Bau-
genossenschaft Reinickes Hof
und die „Freie Scholle“, beteiligt.

Die Gesellschaft führt den Namen
„Verbund Nordberliner Woh-
nungsbaugenossenschaften
GmbH“ (kurz: Nordverbund). Sie
hat vorrangig den Zweck, „eine
gute, sichere und sozial verant-
wortbare Wohnungsversorgung
für die Mitglieder der Gesellschaf-
ter und breite Schichten der
Bevölkerung zu sichern“.

Die Sanierungs- und Neubautä-
tigkeit der Gesellschaft schreitet
voran. Die Abrechnungen der
Sanierungsobjekte gegenüber
dem Land Berlin gestalten sich im
Einzelnen oft sehr schwierig, da
häufig 20 Jahre alte Sachverhalte
zu berücksichtigen sind. Insge-
samt ist die Sanierungstätigkeit
weitaus komplizierter als ur-
sprünglich angenommen. Die
Hausbewirtschaftung zeigt
immer noch kein positives Ergeb-
nis. Dieses negative Bewirtschaf-
tungsergebnis wird leider auch
noch mittelfristig prognostiziert.

Im Mittelpunkt der Bau- und
Sanierungstätigkeit stand die
Fertigstellung des Objektes Lie-
benwalder Str. 10/11. Hierbei
handelte es sich um das größte
Projekt, dass das Unternehmen
bisher fertig gestellt hat. Weitere

Bautätigkeit in der Genossenschaft
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von 2.190,9 TEUR. Daraus erge-
ben sich ca. 24,82 EUR/m2 Wohn-
fläche. Die Vergleichszahl anderer
Berliner Genossenschaften liegt
deutlich niedriger. Diese Bela-
stung ist sehr erheblich, aber zur
dauerhaften Erhaltung unseres
Hausbestandes auch dringend
notwendig.

Auf der Basis der derzeitigen
Ertragslage und unter Berück-
sichtigung einer moderaten, in
den nächsten Jahren angenom-
menen Ertragssteigerung bei
gleichzeitig vorausgesetzten
positiven Jahresergebnissen,
kann von einem ausreichenden
Deckungsbeitrag für die erfor-
derlichen Instandhaltungsauf-
wendungen ausgegangen 
werden. Mittelfristige Erfolgspla-
nungen sehen weitere Steigerun-
gen des Instandhaltungsbudgets
vor.

Großprojekte sind zurzeit nicht in
der Planung, da diese den Spar-
zwängen des Berliner Senats zum
Opfer gefallen sind, da keine 
weiteren Fördermittel zur Verfü-
gung stehen. Die Fortführung
einer erfolgreichen Stadtsanie-
rung im Wedding ist damit nicht
mehr gesichert. Der Wegfall der
Anschlussförderung könnte auch
für den Nordverbund ab 2008
zusätzliche negative Entwicklun-
gen mit sich bringen.

Bautätigkeit in der 
Genossenschaft

Die Bautätigkeit in der „Freien
Scholle“ war im Jahr 2003 ge-
prägt von umfassenden Moderni-
sierungs- und Instandsetzungs-
maßnahmen. Eine Situation, die 
sich in den nächsten Jahren
sicher weiter fortsetzen wird,
denn aktuelle Neubauplanungen
liegen zurzeit nicht vor.

Instandhaltung 
und Modernisierung

Die „Freie Scholle“ hat ihre in den
letzten Jahren bereits erheblich
intensivierten Anstrengungen
fortgesetzt, die Ausstattung ihrer
Wohnungen und Häuser ständig
zu verbessern und die Wohnanla-
gen insgesamt noch attraktiver
zu gestalten. Unsere Devise
„Jeder Euro in die Instandhal-
tung“ galt auch im Jahr 2003. Das
Instandhaltungsbudget konnte
erneut auf sehr hohem Niveau
gehalten werden. Es entstanden
Instandhaltungskosten in Höhe



Die Instandhaltungskosten gliedern sich folgendermaßen auf:

1.440,2 TEUR Instandhaltung durch Fremdfirmen
750,7 TEUR Kosten des Regiebetriebes (Lohn-, anteilige

Verwaltungs- und Nebenkosten
2.190,9 TEUR Instandhaltungsbudget 2003

Folgende wesentliche Maßnahmen wurden durchgeführt:

• Instandsetzung der Treppenhäuser im Schollenhof 19-31
• Instandsetzung der Treppenhäuser in der 

Rosentreterpromenade 28/62
• Haussanierung Steilpfad 55/75
• Instandsetzung der Garagendächer in der Rosentreterpromenade
• Fenster-Außenanstrich im Talsandweg 3/19 und 

Waidmannsluster Damm 64 u. 64 a
• Sanierung von 20 Vordächern im Allmendeweg 85/123
• Modernisierung und Instandsetzung von 7 Einfamilienhäusern
• Sanierung der Dachterrassen in der Ziekowstraße
• Asphaltarbeiten in der Siedlung Lübars und Tegel
• Erneuerung der Zaunmauer im Moorweg 4/8
• Dachinstandsetzung im Schollenweg 55 u. 57
• Dachinstandsetzung in der Egidystraße 52
• Erneuerung von ca. 1000 m Zäunen in der Siedlung Tegel
• Abarbeitung von insgesamt ca. 2.400 Mängelmeldungen der Nutzer
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Entwicklung der Nutzungsgebühren und der Instandhaltungsaufwendungen
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Auch 2003 sind alle freigeworde-

nen Wohnungen termingerecht

weitervermietet worden. Es ist

also erneut kein vermietungsbe-

dingter Leerstand entstanden.

Bei der Wohnungsvergabe haben

wir verstärkt darauf geachtet,

eine möglichst ausgeglichene

Alters- und Sozialstruktur in

unseren Siedlungen zu bewahren

bzw. zu erreichen.

Die Anzahl der Wohnungswechsel

hat sich in 2003 verringert. Die

Zahl der Wohnungsbewerber

bleibt weiterhin konstant. Die

Veränderungen auf dem Berliner

Wohnungsmarkt haben aber

auch bei der „Freien Scholle“ ihre

Spuren hinterlassen. Die Warte-

zeiten bei kleineren Wohnungen

haben sich nachhaltig verkürzt.

Wohnungen an den Hauptver-

kehrsstraßen und im Erdgeschoss

sind deutlich schwerer vermiet-

bar. Das Interesse an Wohnungen

in ruhigerer Lage und an großen

Wohnungen ist nahezu unverän-

dert hoch. Für diese Wohnungen

sind die Wartezeiten weiterhin

recht lang.

Am 31.12.2003 verwaltete die
Genossenschaft

1.437 Wohnungen
17 Gewerbliche Einheiten 
6 Gästewohnungen
2 Soziale Einrichtungen 

10 Keller u. a.
5 Eigengenutzte Einheiten

(1 Büro, 1 Werkstatt, 
3 Waschküchen)

158 Garagen 
29 Stellplätze

1.664 Nutzungseinheiten

Der Genossenschaft sind im
Berichtsjahr 80 Wohnungen (Vor-
jahr 97) durch Tod oder Kündi-
gung frei gemeldet worden. Die
Fluktuation (5,6 %) ist damit
gegenüber dem Vorjahr erneut
rückläufig und im Berliner Ver-
gleich weiterhin niedrig. Alle
Wohnungen wurden nach den
von Aufsichtsrat und Vorstand
festgelegten Vergaberichtlinien
vergeben. Die Wohnungsverga-
ben wurden vom Aufsichtsrat
überprüft.

Art und Größe der freigeworde-
nen Wohnungen gliedern sich
wie folgt auf:

Anzahl Altbau Sozialer 
der Wohnungs- 
Räume bau

1 15 2
2 33 9
3 7 3
4 2 1
5 - 1
Familiengerechte 

Einfamilienhäuser 6 -
Kleine Einfamilien-

häuser (Egidystr.) 1 -
64 16

Wohnungsbewirtschaftung
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Die Kündigungsgründe ergeben sich aus der nachfolgenden Tabelle:

2003 2002 2001 2000 1999

1. Tod 17 19 17 13 19

2. Veränderungen innerhalb 
der Genossenschaft
2.1 Vergrößerung 9 19 25 20 19
2.2 Verkleinerung 1 5 6 4 2

3. Veränderungen außerhalb 
der Genossenschaft
3.1 Senioren-/Pflegeheime 6 9 4 9 9
3.2 Wohnungseigentum 4 5 5 4 7
3.3 Sonstige Fortzüge 

innerhalb Berlins 32 28 39 21 23
3.4 Sonstige Fortzüge 

außerhalb Berlins 11 12 11 12 14
80 97 107 83 93



Die Notwendigkeit, Nutzungs-
gebührenanhebungen durch-

führen zu müssen, ergibt sich 

für die Genossenschaft aus der

Erkenntnis, dass die Bestandser-

haltung auf der einen Seite nicht

mit Substanzverzehr auf der

anderen Seite erkauft werden

darf. Deshalb müssen die Nut-

zungsgebühren möglichst so

gestaltet werden, dass ausrei-

chende Mittel zur Pflege und

Instandhaltung des Hausbesitzes

zur Verfügung stehen.

Die Instandhaltung wird auch

weiterhin höchste Rangstelle in

unserem sehr umfangreichen

Aufgabenkatalog haben. Eine

generell kostendeckende Nut-
zungsgebühr kann deshalb nur

durch eine schrittweise Heran-

führung in allen Siedlungen erst

in den nächsten Jahren erreicht

werden.

Die Entwicklung der Forderun-
gen aus Vermietung ist weiter-

hin ein wesentlicher Schwerpunkt

unserer Arbeit. Analog zur wirt-

schaftlichen Entwicklung steigt

die Zahl derjenigen Nutzer, die

mit der Zahlung der Nutzungsge-

bühren Probleme haben. Diese

unerfreuliche Entwicklung hat die

unterschiedlichsten Ursachen, 

meistens ist es jedoch die Ar-

beitslosigkeit, die zu diesen so

gefährlichen Problemen führt.

Wir fordern unsere Mitglieder

immer wieder auf, in vertrauens-

vollen Gesprächen uns diese

eventuellen Schwierigkeiten zu

offenbaren, damit gemeinsam

eine Lösung gefunden wird. Wer

unverschuldet in Not gerät, muss

keinesfalls durch eine Räumungs-

klage seine Wohnung verlieren.

Aber nur gemeinsam können

Genossenschaft und Mitglied,

evtl. unter Einschaltung der

Sozial- und Jugendämter, die

drohende Gefahr eines Verlustes

der Genossenschaftswohnung

abwenden. Unsere intensive und

sehr individuelle Mitgliederbe-

treuung ist weiterhin als sehr

erfolgreich zu bezeichnen.
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Die in 2003 im Rahmen der Neuvermietung mit Genossenschaftswoh-
nungen versorgten Mitglieder gehörten folgenden Berufsgruppen an:

2003 2002 2001 2000 1999
Gewerbliche Arbeitnehmer 15% 15% 19 % 22 % 19 %
Angestellte 25% 24% 25 % 24 % 29 %
Beamte 11% 10% 10 % 9 % 12 %
Rentner/Pensionäre 15% 17% 7 % 16 % 6 %
Schüler/Studenten/Auszubildende 21% 18% 24 % 19 % 26 %
Sonstige Berufe (Hausfrauen, 
Selbständige u.a.) 13% 16% 15 % 10 % 8 %



mitgliedern konnten wir wieder
einen hohen Mitgliederzuwachs
verzeichnen. Das bei Wohnungs-
bewerbungen gezeigte An-
spruchsdenken dieser Neumit-
glieder ist lange nicht so hoch
wie bei Bewerbern, die schon
lange Mitglied in unserer Genos-
senschaft sind.

Die genauen Angaben zur Mit-
gliederbewegung befinden sich
im Anhang dieses Geschäftsbe-
richtes. 

Die Abgänge 2003 hatten fol-
gende Ursachen:

Mitgliederbewegung

Es kann festgestellt werden, dass
das seit Jahren zu beobachtende
Interesse vieler Berliner Bürger an
der Mitgliedschaft in der „Freien
Scholle“ weiterhin anhält. Die
Nachfrage nach preiswerten und
gut ausgestatteten  Wohnungen
ist weiterhin hoch. Mit 92 Neu-
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Personal

Die Geschäfte der Genossen-
schaft wurden im Geschäftsjahr
von zwei Vorstandsmitgliedern
geführt.
Die Genossenschaft beschäftigte
am 31.12.2003 an ständigen Mit-
arbeitern:

2003 2002
Angestellte:

kaufmännische 
Angestellte 4 4

technische 
Teilzeitangestellte 1 1

technische 
Angestellte 2 2

Auszubildende 1 2
8 9

Gewerbliche Mitarbeiter:
Hauswarte 2 2
Hausbesorger u. a. 5 5
Handwerker 12 13

19 20

insgesamt 27 29

Die Vergütung der Mitarbeiter
erfolgt nach den Tarifverträgen
für die Angestellten und gewerb-
lichen Arbeitnehmer in der Woh-
nungswirtschaft. Außerdem
gewährt die Genossenschaft
ihren Betriebsangehörigen, die
vor dem 01.05.1999 ihre Beschäf-
tigung bei der Genossenschaft
aufgenommen haben und nach
Erfüllung bestimmter Voraus-
setzungen eine zusätzliche
betriebliche Altersversorgung.

Die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter der „Freien Scholle“ haben
im Jahr 2003 erneut ein hohes
Maß an Engagement, Leistungs-
bereitschaft und Flexibilität bei
der Bewältigung der ihnen ge-
stellten Aufgaben bewiesen und
zum Erfolg der Genossenschaft
beigetragen. Dafür gilt ihnen
Dank und Anerkennung. Dieser
Dank gilt auch dem Betriebsrat
für die konstruktive Zusammen-
arbeit zum Wohl der Belegschaft
und des Unternehmens.

2003 2002 2001 2000
Anzahl Anzahl Anzahl Anzahl

Tod 39 39% 35 30% 22 37 % 30 40 %
Kündigung 48 48% 57 54% 31 52 % 24 32 %
Übertragung 10 10% 11 10% 4 6 % 4 5 %
Ausschluss 3 3% 6 6% 3 5 % 18 23 %

100 109 60 76



Mitgliedschaft in 
Institutionen, Verbänden 
und Vereinen

Die Genossenschaft ist Mitglied:
• des Verbandes Berlin-Branden-

burgischer Wohnungsunter-
nehmen e.V., der als gesetzli-
cher Prüfungsverband u. a. die 
jährliche Pflichtprüfung der 
Genossenschaft vornimmt. Sie 
gehört im Verbandsbereich der 

„Ständigen Konferenz“ der 
Genossenschaften an.

• des Arbeitgeberverbandes 
der Wohnungswirtschaft e.V., 
Frankfurt/Main

• der Deutschen Entwicklungs-
hilfe für soziales Wohnungs- 
und Siedlungswesen e.V. 
(DESWOS), Köln/Berlin 

• im Ring der Wohnungsbauge-
nossenschaften, Berlin.

• bei der Arbeiterwohlfahrt Kreis-
verband Berlin-Nordwest e. V.

• in der Initiative Reinickendorf
e. V., die eine intensive Öffent-
lichkeitsarbeit für den Bezirk 
Reinickendorf betreibt.

• im Genossenschaftsforum e. V., 
das ein Zusammenschluss von 
Wohnungsbaugenossenschaf-
ten ist. Der Verein verfolgt das 
Ziel, die Idee und die Leistungs-
fähigkeit genossenschaftlichen 
Bauens und Wohnens in der 
Öffentlichkeit aufzuzeigen und 
zu diskutieren.

Beteiligungen

Die „Freie Scholle“ hält eine Betei-
ligung an der Gesellschaft für
Öffentlichkeitsarbeit (GfÖ), die 
u. a. die Zeitung der Gemeinnüt-
zigen „Wohnen in Berlin/Bran-
denburg“ herausgibt.

Seit dem 5. Dezember 1989 hat
die „Freie Scholle“ mit dem
Abschluss eines Gesellschaftsver-
trages eine Beteiligung an der
Verbund Nordberliner Woh-
nungsbaugenossenschaften
GmbH übernommen. Die Gesell-
schaft wurde am 22. Dezember
1989 in das Handelsregister beim
Amtsgericht Charlottenburg
unter der Nummer HRB 31.516
eingetragen. Ziel der gegründe-
ten Gesellschaft ist es, die Sanie-
rungsaufgaben am Wedding im
Sinne der beteiligten Genossen-
schaften und des ursprünglichen
Kooperationsvertrages weiterzu-
führen.
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Es ist nun inzwischen schon eine mehr-
jährige Tradition, dass die „Freie Scholle“
die Patenschaft für den Wasserfall im
Steinbergpark erneut übernommen hat.
Vor Pfingsten hieß es wieder „Wasser
marsch“. An diesem Tag übergaben die
Vorstände der „Freien Scholle“ und der
Wittenauer Wohnungsgenossenschaft
einen Scheck, damit die Kosten für den
Betrieb dieses ökologisch wichtigen
Naturschauspiels gedeckt sind.

Im Namen des Bezirksamtes bedankte
sich die Reinickendorfer Bezirksbürger-
meisterin, Frau Marlies Wanjura, und der
Baustadtrat Dr. Wegener für die finanzielle
Unterstützung durch die beiden Woh-
nungsbaugenossenschaften. Zeigt diese
Geste doch, dass sich beide Unternehmen
verstärkt auch um das weitere Wohnum-
feld kümmern.



Entstehung und Verbrauch der Unternehmensleistung:

2003 2002
T€ % T€ %

Entstehung
durch Nutzungsgebühren u.ä. 5.671,1 96,9 5.484,1 95,0
durch öffentliche 
Förderungsmittel 113,6 1,9 119,5 2,1
alle übrigen Erträge 67,1 1,2 169,8 2,9
Unternehmensleistung 5.851,8 100,0 5.773,4 100,0

Verbrauch
für wohnende Mitglieder

Betriebskosten 1.486,4 25,4 1.446,5 25,0
Instandhaltungskosten 2.191,0 37,4 2.165,1 37,5

für Mitarbeiter (Verwaltung) 403,1 6,9 430,6 7,4
für Genossenschaft

Abschreibungen 469,8 8,0 465,5 8,1
übrige Aufwendungen 363,9 6,2 425,3 7,4
Eigenkapital 243,5 4,2 103,5 1,8

für Darlehensgeber
Zinsen und ähnliche 
Aufwendungen 509,7 8,7 530,6 9,2

für öffentliche Hand
Steuern 184,4 3,2 206,3 3,6

5.851,8 100,0 5.773,4 100,0

Sozialbilanz

Um die Herkunft der Erträge und
die Mittelverwendung für das
Unternehmen darzustellen, sind
die Zahlen der Gewinn- und Ver-
lustrechnung in einer Sozialbilanz
neu zusammengefasst worden.

Die Unternehmensleistung aus
allen betrieblichen Bereichen
betrug 2003 5,9 Mio. EUR. Zur
Entstehung trugen hauptsächlich
unsere wohnenden Mitglieder
mit 96,9 % bei.

Für Betriebs- und Instandhal-
tungskosten wendete die Genos-
senschaft 62,8 % der erwirtschaf-
teten Erträge auf. In diesen
Positionen wurden die Lohnko-
sten der Regiehandwerker und
der technischen Mitarbeiter den
Instandhaltungskosten und die
Lohnkosten der Hauswarte den
Betriebskosten zugerechnet.
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Entstehung unserer Einnahmen Verwendung unserer Ausgaben

öffentliche 
Förderungsmittel

1,9 %
öffentliche Hand

3,2 % (Steuern)

übrige Erträge
1,2 %

Genossenschaft
18,4 % (Abschreibungen, übrige

Aufwendungen, Eigen-
kapital)

Darlehensgeber
8,7 % (Zinsen)

Mitarbeiter 6,9 %
(Verwaltungskosten)

Nutzer 62,8 %
(Betriebs- und Instandhaltungskosten)

Nutzungsgebühren
96,9 %



Sozialbericht

Der Auftrag der „Freien Scholle”
ergibt sich aus der Genossen-
schaftssatzung:„Zweck der Ge-
nossenschaft ist vorrangig eine
gute, sichere und sozial verant-
wortbare Wohnungsversorgung
(gemeinnütziger Zweck) der Mit-
glieder der Genossenschaft zu
angemessenen Preisen. Die
Genossenschaft fördert ihre Mit-
glieder durch gemeinschaftlichen
Geschäftsbetrieb im Rahmen der
Satzung”.

Die Genossenschaft erbringt des-
halb ihre wesentliche Betriebslei-
stung für ihre Genossenschafts-
mitglieder. Die „Freie Scholle”
errichtet und bewirtschaftet
Wohnungen in verschiedenen
Rechts- und Nutzungsformen
und diverse Sondereinrichtun-
gen. Darüber hinaus ist es unser
Anliegen, mit unseren Genossen-
schaftsmitgliedern ein gutes,
partnerschaftliches Verhältnis zu
pflegen und zu einem angemes-
senen Ausgleich bei sozialen Kon-
flikten unter den Nutzern unse-
rer Wohnanlagen beizutragen.
Deshalb ist auch die Zusammen-
arbeit mit Behörden und Institu-
tionen bei der Erfüllung unserer
Aufgaben für die Nutzer uner-
lässlich und vielgestaltig. Wir
haben daher ebenfalls ständigen
Kontakt zum bezirklichen Woh-
nungs-, Sozial-, Jugend- und
Gesundheitsamt.

Die Gemeinschaftspflege in unse-
ren Siedlungen, die Kontakt-
pflege zwischen den Genossen-
schaftsmitgliedern und den
Organen der Genossenschaft und
die Öffentlichkeitsarbeit nach
innen und nach außen haben

einen besonders großen Umfang
erreicht. Die traditionellen, vielfäl-
tigen Veranstaltungen des Beira-
tes, die Informationsveranstal-
tungen in allen Siedlungen, das
regelmäßig erscheinende Mittei-
lungsblatt wurden im vergange-
nen Jahr von einer Vielzahl von
zusätzlichen Informations- und
Vergnügungsveranstaltungen für
Jung und Alt ergänzt.

Obwohl eine Vielzahl von Genos-
senschaftseinrichtungen von
unseren Mitgliedern schon leb-
haft genutzt wird, bemühen wir
uns ständig um neue Aktivitäten.
Die Veranstaltungsreihe „Café
Chronist“ wird seit 1997 gemein-
sam mit der Arbeiterwohlfahrt
mit großem Erfolg regelmäßig
durchgeführt. Die Aktivitäten in
der Jugendfreizeitstätte werden
vom Beirat dem aktuellen Bedarf
und den Wünschen der Jugendli-
chen angepasst. Die Partner-
schaften mit dem Naturschutz-
bund Deutschland (NABU) und
der Arbeiterwohlfahrt (AWO) sind
erfolgreich. Mehrere gut besuch-
te, interessante Gemeinschafts-
veranstaltungen waren das
Ergebnis.

Wir hoffen, dass alle diese Akti-
vitäten das Zusammengehörig-
keitsgefühl unserer Genossen-
schaftsmitglieder gefördert
haben. Für diese sehr erfolgrei-
che, ehrenamtliche Arbeit sagen
wir allen Mitgliedern des Beirates
und unzähligen Helfern unseren
herzlichen Dank.
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In dieser Darstellung haben wir
die Geldbeschaffungskosten den
Sachanlagen zugeordnet, die
unfertigen Leistungen mit den
erhaltenen Anzahlungen verrech-
net und den Jahresüberschuss
dem Eigenkapital hinzugerech-
net.

Der Vermögensaufbau der Ge-
nossenschaft entspricht den
Erfordernissen eines anlageinten-
siven Wohnungsunternehmens.
Die Minderung des Bilanzvolu-
mens ist im wesentlichen auf die
Abschreibungen von Sachanlagen
sowie Tilgungen  von lang- und 

kurzfristigen Verbindlichkeiten
zurückzuführen. 

Beim Fremdkapital werden die
dinglich gesicherten Verbindlich-
keiten sowie die Mieterdarlehen
abweichend von der Darstellung
im Anhang in voller Höhe als lang-
fristig ausgewiesen.

Das langfristig im Unternehmen
gebundene Vermögen (97,6 %)
wird durch langfristig der Genos-
senschaft zur Verfügung stehen-
des Kapital (97,4 %) finanziert.

Das Eigenkapital stellt sich wie
folgt dar:

T€ %
Geschäfts-
guthaben 3.260,4 15,6
Ergebnis-
rücklagen 1.590,0 7,6
Bilanzgewinn 219,2 1,1

5.069,6 24,3

Aufwendungs-
darlehen -480,9 -2,3
Eigenkapital 4.588,7 22,0

Ihren Zahlungsverpflichtungen
konnte die Genossenschaft jeder-
zeit nachkommen.

Vermögens- und Finanzlage
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Überblick über die Vermögens- und Finanzlage der Genossenschaft

31. Dezember 2003 31. Dezember 2002
T€ % T€ %

Aktiva
Langfristiger Bereich
Immaterielle Vermögensgegenstände, Sachanlagen, 
Geldbeschaffungskosten und andere Rechnungs-
abgrenzungsposten 19.255,3 92,4 19.731,2 93,5
Finanzanlagen 1.076,0 5,2 1.076,0 5,1

20.331,3 97,6 20.807,2 98,6
Mittel- und kurzfristiger Bereich
Vorräte 43,1 0,2 56,9 0,2
Forderungen und sonst. Vermögensgegenstände 39,1 0,2 62,6 0,3
Flüssige Mittel 429,4 2,0 183,6 0,9

511,6 2,4 303,1 1,4
Bilanzvolumen 20.842,9 100,0 21.110,3 100,0

Die Genossenschaft finanzierte Ihr Vermögen wie folgt:
Passiva
Langfristiger Bereich
Eigenkapital 4.588,7 22,0 4.271,2 20,2
Fremdkapital, langfristige Rückstellungen 15.704,3 75,4 16.043,6 76,0

20.293,0 97,4 20.314,8 96,2
Mittel- und kurzfristiger Bereich
Rückstellungen, Verbindlichkeiten,
Rechnungsabgrenzungsposten 549,9 2,6 795,5 3,8
Bilanzvolumen 20.842,9 100,0 21.110,3 100,0



19

Kapitalflussrechnung

Die nachfolgende Kapitalflussrechnung macht Herkunft und Verwendung der geflossenen
Finanzmittel transparent:

2003 2002
T€ T€

Laufende Geschäftstätigkeit
Jahresüberschuss 243,5 103,5
Abschreibungen auf

immaterielle Vermögensgegenstände 1,4 0,7
und Sachanlagen 475,9 474,9
Geldbeschaffungskosten 11,0 11,0

Veränderung der langfristigen Rückstellungen 19,6 34,0
Cashflow nach DVFA/SG*) 751,4 624,1

Veränderungen
im Umlaufvermögen einschließlich 
anderer Rechnungsabgrenzungsposten 38,0 -40,1
der mittel- und kurzfristigen Rückstellungen 0,1 6,3
kurzfristiger Verbindlichkeiten einschließlich
Rechnungsabgrenzungsposten -245,7 -103,9

Passivierung von Aufwendungsdarlehen 67,6 67,6
Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit 611,4 554,0

Investitionstätigkeit
Investitionen in immaterielle Vermögens-
gegenstände und Sachanlagen -13,0 -546,7
Investitionen in Finanzanlagen 0,0 -337,5
Einnahmen aus dem Abgang von Finanzanlagen 0,0 10,2

Cashflow aus Investitionstätigkeit -13,0 -874,0

Finanzierungstätigkeit
Zunahme der Geschäftsguthaben (verbl. Mitglieder) 6,4 24,6
Anteilserhöhung (Glättung i. R. d. Euroumstellung) 0,0 54,6
Einnahme aus Ergebnisrücklagen 0,0 -54,6
Aufnahme langfristiger Verbindlichkeiten 15,7 77,5
Tilgung langfristiger Verbindlichkeiten -374,7 -516,7

Cashflow aus Finanzierungstätigkeit -352,6 -414,6

Veränderung des Finanzmittelbestandes 245,8 -734,6

Entwicklung des Finanzmittelbestandes
Stand 1. Januar 183,6 918,2
Veränderungen 245,8 -734,6
Stand 31. Dezember 429,4 183,6

*) Ermittlung nach der Methode DVFA (Deutsche Vereinigung für Finanzanalyse und Anlageberatung e.V.)/
SG (Schmalenbach-Ges. f. Betriebswirtschaft e.V.)

Die Zunahme des Finanzmittelbestandes 2003 resultiert aus der laufenden Geschäftstätigkeit, vermindert
um Investitions- und Finanzierungstätigkeit.



Höhere Erträge sowie niedrigere
Aufwendungen führten zu dem
deutlich verbesserten Ergebnis
der Hausbewirtschaftung.

Die Ertragslage hat sich insge-
samt verbessert. Der Jahresüber-
schuss (243,5 T€) wird um die
gesetzlich zu bildende Rücklage
(24,4 T€) gekürzt. Der verblei-
bende Bilanzgewinn soll auf neue
Rechnung vorgetragen werden.

Ertragslage
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Zur Darstellung der Ertragslage haben wir die Zahlen der Gewinn- und Verlustrechnung nach betriebswirt-
schaftlichen Gesichtspunkten zusammengefasst und den Vorjahreszahlen gegenübergestellt:

2003 2002
T€ T€ T€ T€

Hausbewirtschaftung
Erträge 5.776,3 5.674,9
Aufwendungen 5.319,4 5.349,9
Ergebnis +  456,9 +  325,0

Gästewohnungen
Erträge 26,5 26,6
Aufwendungen 40,5 46,1
Ergebnis ./.  14,0 ./.  19,5

Wäschereien
Erträge 5,6 5,6
Aufwendungen 13,5 11,8
Ergebnis ./.  7,9 ./.  6,2

Mitgliederverwaltung,
-betreuung und
Gemeinschaftspflege
Erträge 26,9 29,7
Aufwendungen 115,8 123,9
Ergebnis ./. 88,9 ./.  94,2

Sonstige Bereiche
Erträge 16,5 36,6
Aufwendungen 119,1 138,2
Ergebnis ./. 102,6 ./. 101,6

Jahresüberschuss +  243,5 +  103,5



Ausblick auf die Geschäftsent-
wicklung der „Freien Scholle“:

• Die Geschäftspolitik der „Freien
Scholle“ wird auch in den näch-
sten Jahren darauf ausgerichtet
sein, den genossenschaftlichen
Förderungsauftrag für ihre Mit-
glieder zu erfüllen und die Vor-
teile des genossenschaftlichen
Wohnens für alle Mitglieder aus-
zubauen und auf Dauer zu
sichern. Ein Ziel, das auch in Zu-
kunft weiterhin für alle Entschei-
dungen im Aufsichtsrat und Vor-
stand Leitmotiv sein wird.

• Die Instandsetzungs- und
Modernisierungsmaßnahmen zur
Verbesserung des baulichen
Zustandes der Genossenschafts-
wohnungen werden auch weiter-
hin Vorrang haben.

• Der Vorstand hat alle mittelfri-
stigen Planungen so ausgelegt,
dass wir auf der Grundlage dieser
klaren strategischen Ziele und des
konsequenten Handelns auch
unter den schwierigen Bedingun-
gen des Berliner Wohnungsmark-
tes eine positive Ergebnisent-
wicklung für das Geschäftsjahr
2004 erreichen werden.

• Gerade in schwierigen Zeiten
erweist sich eine maßvolle und
am Markt orientierte Geschäfts-
politik als der Garant für gute
Betriebsstrukturen und eine kon-
tinuierliche Weiterentwicklung
unserer Genossenschaft.

Risiken der künftigen
Geschäftsentwicklung

Aus der Sicht des Vorstandes sind
ein immer noch vorhandener
Instandhaltungsstau in der Sied-
lung Tegel, das Zinsänderungsri-
siko und das Leerstandsrisiko die
drei Risikogruppen, die neben
der Zahlungsunfähigkeit den
Fortbestand eines Wohnungsun-
ternehmens dauerhaft gefähr-
den können. Bei der „Freien
Scholle“ liegt auf der Basis unse-
rer mittelfristigen Planungen kein
diesbezügliches Risiko vor.

Der Instandhaltungsstau, der an
einigen Objekten der Siedlung
Tegel vorliegt, wird weiterhin
kontinuierlich abgebaut. Für das
laufende Geschäftsjahr wurde
eine Erhöhung des Instandhal-
tungsetats von über 30 % vorge-
nommen, um den Abbau dieses
Instandhaltungsstaues deutlich
zu beschleunigen. Entspre-
chende Aufwandserhöhungen
sind mittelfristig eingeplant. Das
Zinsänderungsrisiko ist über den
vollständigen Darlehensbestand
analysiert und vergleichsweise
gering. Wohnungsleerstand ist
bisher in unserer Genossenschaft
noch nicht aufgetreten und kurz-
fristig auch nicht zu erwarten.
Wir haben weiterhin einen deutli-
chen Mitgliederzuwachs, der
Wohnungsleerstand unwahr-
scheinlich erscheinen lässt. Der
Zahlungsmittelbestand und
unsere kurz-und mittelfristige
Einnahmen- und Ausgabenpla-
nung weisen keine Liquiditäts-
engpässe aus.

Existenziell gefährdende, außer-
gewöhnliche Risiken wirtschaft-
licher und finanzieller Art, die 
die Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage der Genossenschaft
nachhaltig beeinträchtigen 
könnten, waren und sind nicht
erkennbar.
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Voraussichtliche Entwicklung und 
Risiken der künftigen Entwicklung



Bilanz zum 31. Dezember 2003
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Aktiva

Geschäftsjahr Vorjahr
€ € €

Anlagevermögen
Immaterielle Vermögensgegenstände 2.354,00 3.721,00

Sachanlagen
Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte
mit Wohnbauten 18.812.191,79 19.235.207,44
Grundstücke mit Geschäfts- und anderen Bauten 54.849,81 61.357,95
Grundstücke ohne Bauten 65.808,38 65.808,38
Technische Anlagen und Maschinen 6.257,51 4.343,07
Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 128.193,91 167.084,54
Bauvorbereitungskosten 11.907,48 19.079.208,88 8.307,48

Finanzanlagen
Beteiligungen 1.075.969,25 1.075.969,25

Anlagevermögen insgesamt 20.157.532,13 20.621.799,11

Umlaufvermögen

Vorräte
Unfertige Leistungen 893.344,05 857.524,40
Andere Vorräte 43.065,66 936.409,71 56.946,47

Forderungen und sonstige 
Vermögensgegenstände
Forderungen aus Vermietung 25.426,66 24.666,01
Sonstige Vermögensgegenstände 13.652,72 39.079,38 37.967,80

Flüssige Mittel
Kassenbestand, Postbankguthaben,
Guthaben bei Kreditinstituten 429.435,61 183.568,95

Rechnungsabgrenzungsposten
Geldbeschaffungskosten 136.407,55 147.378,09
Andere Rechnungsabgrenzungsposten 37.366,99 173.774,54 37.941,87

Bilanzsumme 21.736.231,37 21.967.792,70
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Passiva

Geschäftsjahr Vorjahr
Eigenkapital € € €

Geschäftsguthaben
der mit Ablauf des Geschäftsjahres
ausgeschiedenen Mitglieder 68.120,00 80.989,37
der verbleibenden Mitglieder 3.260.460,52 3.254.057,89
aus gekündigten Gechäftsanteilen 520,00 3.329.100,52 520,00
Rückständige fällige Einzahlungen auf

Geschäftsanteile                                 4.191,22 € (1.647,71 €)

Ergebnisrücklagen
Gesetzliche Rücklage 374.007,74 349.655,50
davon aus Jahresüberschuss Geschäftsjahr 

eingestellt                                          24.352,24 €      (9.799,79 €)

Bauerneuerungsrücklage 839.251,60 839.251,60
davon aus Jahresüberschuss Geschäftsjahr 

eingestellt                                                     -,— € (88.198,12 €)

Andere Ergebnisrücklagen 376.751,39 1.590.010,73 376.754,76
für das Geschäftsjahr entnommen         3,37 €  (54.588,84 €)

Bilanzgewinn
Verlustvortrag -,— 5.475,51 
Jahresüberschuss 243.522,41 103.473,42
Einstellung in Ergebnisrücklagen 24.352,24 219.170,17 97.997,91 

Eigenkapital insgesamt 5.138.281,42 4.901.229,12

Rückstellungen
Rückstellungen für Pensionen 647.193,00 627.552,00
Sonstige Rückstellungen 581.201,34 1.228.394,34 513.459,77

Verbindlichkeiten
Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 13.911.765,31 14.259.500,16
Verbindlichkeiten gegenüber anderen Kreditgebern 126.398,57 142.251,18
Erhaltene Anzahlungen 953.074,65 938.065,00
Verbindlichkeiten aus Vermietung 7.032,25 9.530,42
Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 261.227,88 463.251,79
Sonstige Verbindlichkeiten 101.921,27 15.361.419,93 104.632,82
davon aus Steuern                           35.155,51 € (42.878,47 €)

davon im Rahmen der

sozialen Sicherheit                           25.430,89 € (26.618,37 €)

Rechnungsabgrenzungsposten 8.135,68 8.320,44
Bilanzsumme 21.736.231,37 21.967.792,70



Gewinn- und Verlustrechnung 
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Geschäftsjahr Vorjahr
€ € €

Umsatzerlöse
a) aus der Hausbewirtschaftung 5.748.857,19 5.567.474,90
b) aus anderen Lieferungen und Leistungen -,— 5.748.857,19 385,48

Erhöhung des Bestandes
an unfertigen Leistungen 35.819,65 35.772,88

Andere aktivierte Eigenleistungen -,— 16.402,22

Sonstige betriebliche Erträge 62.692,04 135.157,38

Aufwendungen für bezogene Lieferungen 
und Leistungen
Aufwendungen für Hausbewirtschaftung 3.011.367,80 2.985.763,04

Rohergebnis 2.836.001,08 2.769.429,82

Personalaufwand
a) Löhne und Gehälter 894.362,42 919.959,69
b) soziale Abgaben und Aufwendungen

für Altersversorgung 248.876,92 1.143.239,34 267.873,02
davon für Altersversorgung    54.048,59€ (63.260,51 €)

Abschreibungen auf immaterielle 
Vermögensgegenstände des 
Anlagevermögens und Sachanlagen 477.261,03 475.695,25

Sonstige betriebliche Aufwendungen 270.873,34 272.226,13

Erträge aus anderen Wertpapieren -,— 511,29

Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 4.447,10 4.447,10 17.734,59

Zinsen und ähnliche Aufwendungen 520.618,42 541.557,47

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 428.456,05 310.364,14

Sonstige Steuern 184.933,64 206.890,72

Jahresüberschuss 243.522,41 103.473,42

Verlustvortrag -,— 5.475,51

Einstellung in Ergebnisrücklagen 24.352,24 97.997,91

Bilanzgewinn 219.170,17 0,00



A. Allgemeine Angaben

Die Gliederung der Bilanz und der
Gewinn- und Verlustrechnung
entspricht dem vorgeschriebenen
Formblatt für Wohnungsunter-
nehmen. Die Gewinn- und Verlust-
rechnung wurde unter Anwen-
dung des branchenüblichen
Gesamtkostenverfahrens erstellt.

B. Erläuterungen zu den 
Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden

Bei Aufstellung der Bilanz und der
Gewinn- und Verlustrechnung
wurden folgende Bilanzierungs-
und Bewertungsmethoden ange-
wandt:

Die in der Position „Immaterielle
Vermögensgegenstände“ enthal-
tene EDV-Software wird zu An-
schaffungskosten aktiviert und
über einen Zeitraum von drei 
Jahren linear abgeschrieben. 
Das Sachanlagevermögen wird
grundsätzlich zu Anschaffungs-
bzw. Herstellungskosten bewer-
tet, vermindert um planmäßige
lineare Abschreibungen entspre-
chend der voraussichtlichen Nut-
zungsdauer.

Die Abschreibungen für „Grund-
stücke und grundstücksgleiche
Rechte mit Wohnbauten“ werden
über 80 Jahre vorgenommen.
Dies gilt auch für den Neubau 
Ziekowstraße, wobei die Grund-
stückskosten für das Erbbau-
grundstück über 75 Jahre und die
Außenanlagen innerhalb 10 Jah-
ren abgeschrieben werden. Den
Dachgeschossausbauten einsch-
ließlich der in 1998 fertig gestell-
ten Gästewohnungen sowie dem

„Umbau Erholungsweg 30/38“
werden eine Nutzungsdauer von
50 Jahren unterstellt, die dazu-
gehörigen Außenanlagen werden
in 10 Jahren abgeschrieben. Für
den in 1999 erfolgten Büroumbau
wird von einem Nutzungszeit-
raum von 50 Jahren ausgegangen.
Für die Garagen und Gerätehallen
liegt ein Nutzungszeitraum von
33 Jahren zugrunde. Das unter
„Grundstücke ohne Bauten“ aus-
gewiesene Grundstück Kladow
wird als marktfähiges Nichtbau-
land gemäß Gutachterausschuss
bewertet. Technische Anlagen
und Maschinen sowie Betriebs-
und Geschäftsausstattungen wer-
den bei unterschiedlichen Sätzen
über 4 bis 19 Jahre, in 2003 ange-
schaffte Hardware innerhalb von 3
Jahren abgeschrieben. Für im 2.
Halbjahr angeschaffte bewegliche
Vermögensgegenstände erfolgt
die Abschreibung nach der steu-
erlichen Vereinfachungsregel zur
Hälfte der Jahres-Afa. Diese Rege-
lung gilt nach dem 31.12.2003
nicht mehr.

Geringwertige Wirtschaftsgüter
werden im Anschaffungsjahr als
Zu-und Abgang gezeigt und dabei
voll abgeschrieben. 

Die Finanzanlagen werden zu An-
schaffungskosten bilanziert. Die
unfertigen Leistungen enthalten
noch nicht abgerechnete umlage-
fähige Heiz-, Warmwasser-, Be-
triebs-und Wasserkosten. Vorräte
sind zu Einstandspreisen, Forde-
rungen und sonstige Vermögens-
gegenstände zum Nennbetrag
angesetzt. Erkennbare Risiken
werden durch Abschreibung be-
rücksichtigt. Die Abschreibung der
Geldbeschaffungskosten erfolgt
innerhalb der Darlehenslaufzeit

bzw. über kürzere Zinsbindungs-
fristen.

Die Pensionsrückstellungen wer-
den nach versicherungsmathema-
tischen Grundsätzen nach dem
Teilwertverfahren auf der Basis
eines Zinsfußes von 6 % (§ 6a EStG)
ermittelt.

Die sonstigen Rückstellungen
berücksichtigen alle erkennbaren
Risiken und ungewissen Verbind-
lichkeiten auf der Grundlage einer
vorsichtigen kaufmännischen
Beurteilung.

Die Verbindlichkeiten werden
grundsätzlich zum Rückzahlungs-
betrag passiviert.
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Anhang
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Entwicklung des Anlagevermögens
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Verbindlichkeiten Insgesamt davon Restlaufzeit davon gesichert
unter 1 Jahr 1 bis 5 Jahre über 5 Jahre Art  der

€ € € € € Sicherung
Verbindlichkeiten
gegenüber 13.911.765,31 376.770,53 1.541.980,83 11.993.013,95 13.639.688,40 GPR
Kreditinstituten (388.541,98)

Verbindlichkeiten
gegenüber anderen 126.398,57 7.450,57 29.802,28 89.145,72 -,— –
Kreditgebern (5.822,37)

Erhaltene 953.074,65 953.074,65 -,— -,— -,— –
Anzahlungen (938.065,00)

Verbindlichkeiten 7.032,25 7.032,25 -,— -,— -,— –
aus Vermietung (9.530,42)

Verbindlichkeiten
aus Lieferungen 261.227,88 261.227,88 -,— -,— -,— –
und Leistungen (439.217,96)

Sonstige 101.921,27 70.283.68 -,— 31.637,59 -,— –
Verbindlichkeiten (73.681,58)
Gesamtbetrag 15.361.419,93 1.675.839,56 1.571.783,11 12.113.797,26 13.639.688,40

(1.854.859,31)

GPR = Grundpfandrecht              (  ) = Vorjahreszahlen

Die Fristigkeiten der Verbindlichkeiten sowie die zur Sicherheit gewährten Pfandrechte o. ä. Rechte stellen sich 

wie folgt dar:

C. Sonstige Angaben

Es bestehen folgende, nicht in
der Bilanz ausgewiesene oder
vermerkte finanzielle Verpflich-
tungen, die für die Beurteilung
der Finanzlage von Bedeutung
sind:

Verbindlichkeiten für durch Grundpfandrechte gesicherte Aufwen-
dungsdarlehen (§ 88 Abs. 3 II. WoBauG)

Bruttowert Barwert Tilgungssatz Tilgungsbeginn
€ € % im Jahr

a) 382.977,32 293.029,10 2 2008
b) 631.641,68 390.120,38 2 2012

a) Mit Bewilligung der Anschlussförderung vom 6. Mai 1994 durch 
die IBB ist der modifizierte Forderungserlass für die Wohnanlage 
Alt-Wittenau 41 f und 41 g entfallen und durch einen Forderungs-
rücktritt ersetzt worden.

b) Mit Bewilligung der Anschlussförderung vom 24.6.1998 durch die 
IBB ist der modifizierte Forderungserlass für die Wohnanlage 
Egidystraße 24/26 entfallen und durch einen Forderungsrücktritt 
ersetzt worden.
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Die Genossenschaft hält einen
Anteil von 229,5 TEUR (22 %) am
Stammkapital von 1.043,0 TEUR
der „Verbund Nordberliner Woh-
nungsbaugenossenschaften
GmbH“, Berlin. Das Eigenkapital
dieser Gesellschaft beträgt per
31.12.2002 TEUR 2.385,5 ein-
schließlich eines Jahresfehlbetra-
ges 2002 von 1.316,7 TEUR.
Als Gesellschafter der Verbund
Nordberliner Wohnungsbauge-
nossenschaften GmbH haftet die
„Freie Scholle“ gesamtschuldne-
risch für eine Eventualverbind-
lichkeit aus Gewährleistungsver-
pflichtungen gemäß § 251 HGB in
Höhe von 219.847,25 €.
Die Zahl der im Geschäftsjahr
durchschnittlich beschäftigten
Arbeitnehmer betrug:

Vollbe- Teilzeitbe-
schäftigte schäftigte

kaufm.
Mitarbeiter 4 –
technische 
Mitarbeiter 2 1
Mitarbeiter im 
Regiebetrieb 
Hauswarte u. a. 14 5

20 6

Außerdem wurden durchschnitt-
lich 2 Auszubildende beschäftigt.

Mitgliederbewegung

Mitglieder    Anteile

Anfang 2003 4148 6.292
Zugang 2003 92 171
Abgang 2003 100 158
Ende 2003 4.140 6.305

Die Geschäftsguthaben der ver-
bleibenden Mitglieder haben sich
im Geschäftsjahr vermehrt um 

6.402,63 €
Die Haftsummen haben sich im
Geschäftsjahr vermindert um

4.160,00 €
Der Gesamtbetrag der Haftsum-
men beläuft sich auf

2.152.800,00 €

Mitglieder des Vorstandes:
Jürgen Hochschild
Thomas Nolte, bis 29.Januar 2003
Rainer Klinke, ab 2. April 2003

Mitglieder des 
Aufsichtsrates:

Rainer Schmidt, Aufsichtsratsvor-
sitzender
Marc-Stephan Garbe
Harald Heier, ab 12.Juni 2003
Rainer Klinke, bis 1.April 2003
Karl-Heinz Köhler
Peter Kretschmer, bis 12.Juni 2003
Klaus Langendorf
Heinz Liepold
Harald Nehls, ab 12.Juni 2003
Matthias Schebsdat
Heike Sellenthin

Am Bilanzstichtag bestehen keine
Forderungen an Mitglieder des
Vorstandes und des Aufsichtsra-
tes.

Name und Anschrift des zu-
ständigen Prüfungsverbandes:

Verband Berlin-Branden-
burgischer Wohnungs-
unternehmen e. V.
Lentzeallee 107, 14195 Berlin

Berlin,den 12. Mai 2004

Der Vorstand
Jürgen Hochschild
Rainer Klinke



Aktiva

Bei den Immateriellen Vermö-
gensgegenständen gab es im
Geschäftsjahr keine Zugänge. Für
EDV-Anwender-Programme wur-
den Abschreibungen in Höhe von
1.367,00 EUR vorgenommen. 

Bei den Grundstücken und
grundstücksgleichen Rechten
mit Wohnbauten ergaben sich
Verminderungen aufgrund plan-
mäßiger Abschreibungen für
Wohngebäude (423,0 TEUR).

In der Position Grundstücke mit
Geschäfts- und anderen Bau-
ten sind die Werkstattgebäude
des Regiebetriebes und die Gara-
gen aller Siedlungen enthalten.

Der Ausweis Grundstücke ohne
Bauten enthält ein unbebautes
Grundstück in Berlin-Kladow mit
12.871 m2. Im aktuellen Flächen-
nutzungsplan wird dieses Gelän-
de als Grünfläche ausgewiesen.
Die Bewertung dieses „marktfähi-
gen Nichtbaulands“ wurde in
Zusammenarbeit mit dem Gut-
achterausschuss in Berlin vorge-
nommen. Im Geschäftsjahr gab
es keine Veränderungen.

In der Position Technische An-
lagen und Maschinen werden
die Werkstatt-Maschinen und
die Maschinen der 3 Zentral-
waschanlagen bilanziert.

Andere Anlagen, Betriebs- und
Geschäftsausstattung fasst die
Bestände der Betriebsausstattun-
gen der Werkstatt, der Wäsche-
reien, der Spielplätze und des
Büros zusammen.

Die Bauvorbereitungskosten
betreffen die in 2004 begonnene
Modernisierungsmaßnahme im
Moränenweg 42/48, Berlin-Tegel.

Unter Beteiligungen sind ausge-
wiesen:

1. Die Beteiligung an der 
„Verbund Nordberliner Woh-
nungsbaugenossenschaften 
GmbH“ beträgt weiterhin 
1.075.669,25 EUR.

2. Eine Beteiligung in Höhe von 
300,00 EUR an der Gesellschaft 
für Öffentlichkeitsarbeit (GfÖ), 
die die Zeitschrift „Wohnen in 
Berlin/Brandenburg“ heraus-
gibt.

In den Unfertigen Leistungen
in Höhe von 893,3 TEUR werden
noch nicht abgerechnete, umla-
gefähige Betriebskosten für
Wärme- und Warmwasserleistun-
gen sowie für die kalten Betriebs-
kosten beziffert. Diese Kosten
werden 2004 mit den Bewohnern
fristgerecht abgerechnet.

Bei den Anderen Vorräten han-
delt es sich um Heizöl für den
Betrieb der Sammelheizungsanla-
gen in Lübars (9,4 TEUR) und der
Rosentreterpromenade (15,5
TEUR). Außerdem ist Reparatur-
material des Regiebetriebes mit
18,2 TEUR bewertet worden.

Es bestehen zum Jahresschluss
25,4 TEUR Forderungen aus
Vermietung aus rückständigen
Nutzungsgebühren, Umlagen
und Vermietung von Gästewoh-
nungen.

Unter den Sonstigen Vermö-
gensgegenständen sind u. a.

Forderungen an das Finanzamt
von 7,0 TEUR ausgewiesen.

Die Flüssigen Mittel gliedern
sich in Guthaben bei Kreditinstitu-
ten, Postbankguthaben und den
Kassenbestand auf.

Der Ausweis Aktive Rechnungs-
abgrenzungsposten zeigt die
Geldbeschaffungskosten der Ge-
nossenschaft und die Erschlies-
sungskostenbeiträge für die Sied-
lung Ziekowstraße, Berlin-Tegel.
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Erläuterungen zu den wesentlichen Bilanzpositionen



Passiva

Die Geschäftsguthaben der
verbleibenden Mitglieder erhöh-
ten sich im Geschäftsjahr durch
Anteileinzahlungen und durch
Verrechnung von Wohnungsbau-
prämien um 88,6 TEUR und ver-
minderten sich durch Abgänge
infolge Tod bzw. Kündigungen
um 82,2 TEUR.

Aus dem Jahresüberschuss des
Geschäftsjahres 2003 werden
gemäß Beschluss von Aufsichts-
rat und Vorstand 24,4 TEUR in die
Gesetzliche Rücklage einge-
stellt.

Der verbleibende Bilanzgewinn
wird zwecks Ausgleichs eines in
2004 zu erwartenden Jahresfehl-
betrages auf neue Rechnung
vorgetragen.

Den Rückstellungen für Pen-
sionen wurden 38,0 TEUR zuge-
führt, 6,1 TEUR wurden aufgelöst
und 12,3 TEUR verbraucht. Die
Pensionsrückstellungen wurden
einem versicherungsmathemati-
schen Gutachten entsprechend
gebildet.

In den Sonstigen Rückstellun-
gen sind folgende Rückstellun-
gen ausgewiesen:
Aufwendungsdarlehen 
Block 25 280.977,32 €

Aufwendungsdarlehen 
Block 26 252.741,68 €

Prüfungskosten 17.000,00 €

Veröffentlichung 
Jahresabschluss 10.000,00 €

Berufsgenossenschaft 12.000,00 €

Steuerberatungskosten 4.000,00 €

Urlaubsansprüche 4.482,34 €

581.201,34 €

Bei den Verbindlichkeiten ge-
genüber Kreditinstituten gab
es im Geschäftsjahr Zugänge in
Höhe von 42,4 TEUR. Tilgungen
wurden in Höhe von 390,1 TEUR
vorgenommen.

Die Verbindlichkeiten gegenü-
ber anderen Kreditgebern ent-
stehen durch den Bestand von
Mieterdarlehen.Mieterdarlehen
bestehen nur noch für 15 Woh-
nungen in der Wohnhausgruppe
0270 (Ziekowstraße/Waidmanns-
luster Damm) und 1 Wohnung im
Dachgeschossausbau Talsand-
weg.

In der Position Erhaltene An-
zahlungen werden noch nicht
abgerechnete Umlagenvor-
schüsse für warme und kalte
Betriebskosten ausgewiesen. Die-
sen Vorschüssen stehen abrech-
nungsfähige Kosten in den
„Unfertigen Leistungen“ gegenü-
ber.

Die Verbindlichkeiten aus Ver-
mietung enthalten vorausge-
zahlte Nutzungsgebühren und
Umlagen.

Bei den Verbindlichkeiten aus
Lieferungen und Leistungen
handelt es sich hauptsächlich um
noch nicht bezahlte Instandhal-
tungs- und Betriebskostenrech-
nungen und um diverse Garantie-
einbehalte.

Unter den Sonstigen Verbind-
lichkeiten sind u. a. Verbindlich-
keiten gegenüber Mitgliedern
(40,6 TEUR) für Auseinanderset-
zungsguthaben, Wohnungsbau-
prämien und Verbindlichkeiten
aus der Lohn- und Gehaltsabrech-
nung (37,5 TEUR) ausgewiesen.

Der Rechnungsabgrenzungs-
posten enthält vorausempfan-
gene Erträge für die Schneeräu-
mung in der Siedlung Tegel.
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Gewinn- und 
Verlustrechnung

Die Umsatzerlöse aus der Haus-
bewirtschaftung erfassen die
Sollnutzungsgebühren abzüglich
Erlösschmälerungen. Alle Erträge
aus der Vermietung von Wohnun-
gen, Läden, Garagen und Gäste-
wohnungen werden in dieser
Position ausgewiesen. Ebenso
sind alle Mittel der öffentlichen
Förderung und die Waschge-
bühren enthalten.
Mietausfälle wegen vermietungs-
bedingtem Wohnungsleerstand
traten bei der „Freien Scholle“ im
Geschäftsjahr weiterhin nicht auf.

Die Erhöhung des Bestandes
an unfertigen Leistungen
ergibt sich aus den Bestandsver-
änderungen für die noch nicht
abgerechneten Umlagen für
Betriebskosten.

Die Position Sonstige betriebli-
che Erträge beinhaltet u. a.
Erträge aus: Eintrittsgeldern, Ver-
sicherungsentschädigungen,
Erträge aus früheren Jahren,
Spenden Jugendfreizeitstätte,
Erträge aus der Auflösung von
Rückstellungen und insbesondere
die Erträge der genossenschaftli-
chen Gemeinschaftsveranstaltun-
gen.

Als Aufwendungen für Hausbe-
wirtschaftung sind nur von Drit-
ten bezogene Fremdleistungen
erfasst. Es entstanden Betriebsko-
sten in Höhe von 1.423,7 TEUR,
Instandhaltungskosten in Höhe
von 1.440,2 TEUR und andere Auf-
wendungen mit 147,4 TEUR.
Die durch die Betriebsabrechnung
ermittelten anteiligen Personal-
und Sachaufwendungen

(z.B. Hauswart- und Handwerker-
löhne) werden nach dem Prinzip
des Primärkostenausweises unter
den entsprechenden Aufwands-
positionen ausgewiesen und sind
somit nicht in den Instandhal-
tungs- bzw. Betriebskosten ent-
halten.

Der Personalaufwand umfasst
sämtliche von der Genossenschaft
im Geschäftsjahr 2003 aufgewen-
deten Personalkosten für die im
Regiebetrieb tätigen Handwerker,
die Hauswarte, Hausbesorger und
die Mitarbeiter in der Verwaltung.

Die Einzeldarstellung der Ab-
schreibungen auf Sachanlagen
ist aus dem Anhang „Entwicklung
des Anlagevermögens“ ersichtlich.

In den Sonstigen betrieblichen
Aufwendungen sind die sächli-
chen Verwaltungskosten des
Unternehmens enthalten.

Die Sonstigen Zinsen und ähnli-
che Erträge enthalten Zinsen aus
Guthaben bei Kreditinstituten. 

Die Position Zinsen und ähnliche
Aufwendungen enthält u. a. die
Aufwendungen für Hypotheken-
und Darlehenszinsen und Ab-
schreibungen auf Geldbeschaf-
fungskosten.

Bei den Sonstigen Steuern han-
delt es sich überwiegend um
Grundsteuer.

Verwendung des 
Bilanzgewinnes

Aufsichtsrat und Vorstand schla-
gen der Vertreterversammlung
vor, den Bilanzgewinn in Höhe von
219.170,17 EUR auf neue Rech-
nung vorzutragen.
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Verzeichnis der gewählten Vertreter und Ersatzvertreter
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Wolfgang Alexander

Frieda Brunky 

Irmgard Buntrock

Eva Christiansen

Bruno Delewski 

Alfred Duckert 

Reinhard Gade 

Annemarie Graf 

Andreas Groß 

Hans-Joachim Hildebrand

Anneliese Hoferichter

Hans Hohenhaus

Eva Kienbaum

Rudi Kohne 

Simone Kohtz

Dieter Lemke

Erwin Lindner

Wir werden ihr Andenken stets in Ehren halten!

Elfriede Mende

Hildegard Menschig

Renate Nestler

Gerda Oestreich

Gertrud Rosenlöcher

Alexandra Schroeter

Irma Schüttke

Hilde Schulz

Hildegard Schulz

Irmgard Seiler

Erna Seculy

Irmgard Sulzberger

Dagmar Topf

Karl Unger

Ilse Völz

Horst Welke

Heinz-Jürgen Wolf

Seit der letzten Vertreterversammlung wurde der Genossen-
schaft der Tod nachstehender Mitglieder gemeldet
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Miteinander feiern

Osterschnitzeljagd

Schlachtefest

Trödelmarkt

Busrundfahrt und Dampferfahrt




